
Während BASF nach der Aufdeckung von sklavenähnlichen 
Verhältnissen in Südbrasilien (siehe Beitrag in dieser Ausga-
be) sehr schnell reagierte und sich mit der brasilianischen 
Staatsanwaltschaft auf Entschädigungszahlungen an die 
betroffenen Arbeiterinnen und Arbeiter einigte, verhält sich 
VW vollkommen konträr.

Seit der letzten Ausgabe der BrasilienNachrichten und 
dem Beitrag über den Volkswagenkonzern „VW - immer noch 
unfähig Schuld anzuerkennen“ hat sich einiges getan. Nach-
dem auch das Treffen am 29. November 2022 zwischen den 
VW-Vertreten und der Staatsanwaltschaft ergebnislos verlief, 
beschlossen die Aktivisten der Brasilieninitiative Freiburg 
e.V., in Rücksprache mit Padre Ricardo Rezende, auch von 

Deutschland aus den Druck auf VW zu erhöhen. Eine Anfang 
Februar 2023 gestartete Online-Petitionskampagne über 
campact erbrachte in kurzer Zeit fast 3.000 Unterschriften 
mit der Forderung an VW, die Menschenrechtsverletzungen 
auf der Rinderzuchtfarm Rio Cristalino endlich anzuerkennen 
(zum Nachlesen: www.brasilieninitiative.de.).

Zur Übergabe reisten Bernd Lobgesang und Günther Schulz 
von der Brasilieninitiative am 24. März nach Wolfsburg, konn-
ten dort jedoch die Petition nur an den VW-Pressesprecher 
und den Haushistoriker übergeben. Weder der im Vorstand 
zuständige Herr Dr. Döss noch die Menschenrechtsbeauftragte 
Frau Dr. Waltenberg (diese Stelle richtete VW im Jahr 2022 
ein) standen zu einem Gespräch zur Verfügung. Die Überga-

be fand wenige Tage vor der nächsten Begegnung zwischen 
Staatsanwaltschaft und VW-Vertretern in São Paulo am 29. 
März statt. Die Hoffnung, dass das deutsche Mutterhaus in 
São Paulo interveniert und die Verhandlungsrunde so zu 
einem positiven Ergebnis gelangt, erfüllte sich allerdings 
nicht. Stattdessen kam es zu einem Eklat: Die VW-Vertreter 
nahmen die Anwesenheit von verschiedenen NGO‘s nicht zur 
Kenntnis und verweigerten brüsk die Annahme der Petition. 
Das Treffen brachte also erneut keine Einigung, im Gegen-
teil. Die VW-Leute erklärten, nicht weiter an einer Einigung 
interessiert zu sein, VW sei nicht verantwortlich für die Ge-
schehnisse auf der Farm. 

Monika Ottermann, die Vertreterin der  
brasilieni n i t i a t i v e  fr e i b u r g  e.V. in São Paulo, schildert 
die Ereignisse an diesem Tag wie folgt: 

„Vor der Anhörung hätten wir noch denken können, die vier 
Figuren, die da festen Schrittes und starren Blickes auf das 
Justizgebäude zukamen, hätten es eilig oder fühlten sich von 
uns bedrängt, obwohl weder Plakate zu sehen noch laute Worte 
zu hören waren. Nur ein höfliches „Guten Tag, Entschuldigung, 
sind Sie von VW?“ und ein noch höflicheres „Würden Sie es 
akzeptieren, diese Petition entgegenzunehmen?“. Aber nach 
der Anhörung konnte es keinen Zweifel mehr geben an der 
bewussten Abschottung: Das Quartett verließ das Sitzungs-
zimmer in einem Tempo, das jedem Porsche Ehre gemacht 
hätte. So weit, so erwartbar. Aber dennoch hat die Aktion 
für mich drei freudige Überraschungen gebracht, über die 
ich immer noch staune.

Vorher: Eine der Teilnehmerinnen unserer Delegation ent-
puppte sich als die Superintendentin des Incra in São Paulo, 
also die Chefin der lokalen Behörde für Agrarreform, und sie 
war da auf Bitten unseres Landwirtschaftsministers. Wer wie 
ich vor 30 Jahren die Incra als Feind und Speerspitze des 
Großgrundbesitzes kennen und fürchten gelernt hat, spürte 
einmal mehr, wie sich die Welt seit Lula verändert!

Nachher: Einer der beiden Staatsanwälte war sichtlich 
froh, nach der frustrierenden Sitzung in mir eine Verbündete 
zu treffen. Er nutzte unser Gespräch vor allem, um jetzt noch 
stärkere Unterstützung seitens der deutschen Gesellschaft 
zu erbitten.

Nachmittags im Internet: Es erscheint ein hervorragender 
Artikel in der Folha de São Paulo, in dem die Staatsanwaltschaft 
keinen Zweifel daran lässt, dass nun gerichtliche Schritte 
folgen werden, bei denen der brasilianische Staat selbst auf 
Entschädigungszahlungen bestehen wird.“

In der deutschen Medienlandschaft fand das abweisende 
Verhalten von VW eine breite Resonanz, alle wichtigen Tages-
zeitungen erwähnten den Abbruch der Gespräche. 

In einer gemeinsamen Presseerklärung am 30. März 2023 
forderten Brasilieninitiative Freiburg e.V. und der Dachverband 
der Kritischen Aktionärinnen und Aktionäre - im Vorfeld der 
Volkswagen-Hauptversammlung am 10. Mai 2023 - erneut 
die Übernahme der Verantwortung durch den Konzern. Auf 
der Jahresversammlung selbst nutzte Christian Russau, Bra-
silien-Aktivist, Mitarbeiter bei den BrasilienNachrichten und 
Vorstandsmitglied des Dachverbands der Kritischen Aktionä-
rinnen und Aktionäre, in einem Redebeitrag die Gelegenheit, 
um erneut auf die Verantwortung von VW aufmerksam zu 
machen. Auszüge aus seiner Rede:

„VW do Brasil: Der Volkswagen-Vorstand sollte sich seiner 
historischen Verantwortung stellen

Den Satz des Tages hat mein Kollege Ingo Speich von DEKA 
heute gesprochen: ‚Menschenrechte sind nicht verhandelbar!‘ 
Und dies trifft nicht nur für den aktuellen Fall uigurischer 
Zwangsarbeit zu, sondern eben auch historisch für den Fall der 
Volkswagen-Fazenda in Amazonien Mitte der 1970er bis Mitte 
der 1980er Jahre. Damals wurden Tausende von Arbeiter:innen 

zur Waldrodung auf der VW-Fazenda eingesetzt, unter – wie die 
Bundesstaatsanwaltschaft von São Paulo feststellt – sklaven-
ähnlichen Zwangsarbeitsverhältnissen. Ende März diesen Jahres 
kam es im brasilianischen São Paulo zur mittlerweile dritten 
Anhörung vor der Bundesstaatsanwaltschaft für Arbeit im Fall 
der Sklavenarbeit auf der ehemaligen VW-Fazenda Vale do Rio 
Cristalino in Amazonien Ende der 1970er bis Mitte der 1980er 
Jahre. Zeitgleich sollte vor Ort von Aktivistinnen und Aktivisten 
eine von fast 3.000 Bürgerinnen und Bürgern aus Deutschland 
unterzeichnete Petition der Brasilieninitiative Freiburg e.V. über-
geben werden, die von Volkswagen eine Entschädigung für die 
ehemaligen Sklavenarbeiter:innen fordert.

Laut Medienberichten verließen die anwesenden Vertreter:
innen und Rechtsanwält:innen von VW do Brasil die Anhö-
rung und lehnten eine weitere Beteiligung an dem Verfahren 
ab. Laut der Tageszeitung Folha de São Paulo beharrten die 
vor Ort anwesenden Vertreter:innen des Unternehmens auf 
dem Argument, dass Volkswagen keine Verantwortung für die 
damaligen Geschehnisse auf dem Grundstück trage. Wieder 
einmal heißt es also von Seiten Volkswagens: Die Verantwor-
tung tragen nicht wir, sondern Subfirmen. Dies ist so nicht 
hinnehmbar. Vor allem, wenn wir uns vergegenwärtigen, 
welchen außergerichtlichen Vergleich die brasilianische Bun-
desstaatsanwaltschaft VW do Brasil angeboten hat: Um den 
Betroffenen, ihren Angehörigen, den wenigen Überlebenden 
eine halbwegs angemessene, wenn auch bescheidene Ent-
schädigung für das Leiden und die Ungerechtigkeit zukommen 
zu lassen, schlug die brasilianische Bundesstaatsanwaltschaft 

vor, Volkswagen solle umgerechnet 29 Millionen Euro an in-
dividuellen und kollektiven Entschädigungen zahlen. Volks-
wagen lehnt das ab.

Das ist jämmerlich. Statt die Opfer der VW-Sklavenarbeit 
der Vale do Rio Cristalino-Farm endlich nach all den Jahren 
zu entschädigen, will Volkswagen auf der heute hier in Berlin 
stattfindenden Jahreshauptversammlung des Konzerns die 
Bezüge, Boni und Gehaltszahlungen für den Vorstandsvor-
sitzenden Oliver Blume von bis zu 12 auf bis zu 15 Millionen 
Euro und die der weiteren acht Mitglieder des Vorstands von 
5,5 auf bis zu 8,5 Millionen Euro jährlich erhöhen. In Sum-
me wären das also potentielle Erhöhungen von 27 Millionen 
Euro (man beachte: es geht um Erhöhungen sowieso schon 
exorbitanter Bonibezüge): Die wollen sich Blume & Co. in 
die eigene Tasche stecken, aber für die Sklavenarbeiter in 
Brasilien gibt es von VW nur ein müdes Lächeln. Dieses Geld 
aber steht den ehemaligen Sklavenarbeitern zu! Statt eigene 
Boni zu erhöhen, sollte der Volkswagen-Vorstand sich endlich 
seiner historischen Verantwortung stellen.“

Die VW-Hauptversammlung sah sich in diesem Jahr viel-
fältigen Protesten ausgesetzt, sei es die Nichtübernahme von 

VW
Das schäbige Verhalten 

eines Weltkonzerns
Verantwortung für Menschenrechtsverletzungen wird weiter abgelehnt

Günther Schulz

„Die skandalösen Beziehungen, die das Unternehmen 
während des Zweiten Weltkriegs in Nazideutschland un-
terhielt, wiederholten sich vierzig Jahre später unter der 
brasilianischen Diktatur. Im Nazideutschland bediente sich 
das Unternehmen der Arbeitskräfte von KZ-Häftlingen, in 
Brasilien der armen Landarbeiter, die um ihr Überleben 
kämpften und der Schuldsklaverei ausgesetzt waren.“

Ricardo Rezende, Priester, Professor für Menschen-
rechte und Anthropologie an der Föderalen Universität 
von Rio de Janeiro, UFRJ, Koordinator der Studiengrup-
pe Zeitgenössische Sklaverei an der UFRJ. Der Ausdauer 
von ihm ist es zu verdanken, dass die Vorkommnisse in 
den 1970/80 er Jahren nicht in Vergessenheit gerieten. 
(s.hierzu auch BrasilienNachrichten 166/2022)
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Verantwortung von Menschenrechtsverletzungen bezüglich der 
Situation der Uiguren in China, seien es die „Scientist Rebellion“ 
bzw. die Klimaschutzproteste verschiedener Gruppen. Die SZ 
kommentierte das VW-Verhalten mit: „Europas größter Au-
tohersteller muss konstruktiver auf Proteste reagieren.“ Der 
Konzern stimmte dieser Forderung in einer Stellungnahme zu 
den Protesten zu: „Ein konstruktiver Austausch ist wichtig.“ 
Ein zynischerer Kommentar ist kaum möglich.

Was unter „konstruktivem Austausch“ zu verstehen ist, 
zeigte dann ein Antrag des Vorstandes, den die Mehrheit der 
700 anwesenden Aktionäre annahm. Künftig kann der Vor-
stand die Hauptversammlung nur online – also ohne Präsenz 

– stattfinden lassen. Damit lassen sich Proteste wie in diesem 
Jahr elegant umgehen. Die Technik ermöglicht es ja, unlieb-
same Auftritte zu unterbinden. 

Alle bisherigen Bemühungen und Appelle an VW bewirkten 
nichts. Auch ein Schreiben an den im Vorstand verantwortlichen 
Herrn Dr. Döss und die Menschenrechtsbeauftragte Frau Dr. 
Waltenberg mit der Bitte um Stellungnahme zu dem Verhalten 
der VW-Abordnung in São Paulo blieb ohne Antwort. VW setzt 
darauf, dass die noch lebenden, damals sklavenähnlichen Ver-
hältnissen ausgesetzten Arbeiter wegsterben und sich damit 
das Thema erledigt. Wahrlich ein Vorzeigekonzern.

Wie geht es weiter?
Was den weiteren Fortgang betrifft, so werden wir, ge-

meinsam mit unseren Freundinnen und Freunden in Brasilien, 
das Thema nicht vergessen lassen.

Die Teilnahme der brasilieni n i t i a t i v e  fr e i b u r g  e.V. mit 
zwei Vertretern am Ländergespräch Deutschland-Brasilien, zu 
dem das BMZ eingeladen hatte, bot am 18. April eine weitere 
Möglichkeit, auf die Vorkommnisse auf der VW-Rinderzucht-
farm Rio Cristalino aufmerksam zu machen. Den Hinweis, das 
Gespräch mit dem BMWK (Bundesministerium für Wirtschaft 
und Klimaschutz) zu suchen, haben wir aufgegriffen, eine Ant-
wort steht noch aus. Auch traten wir mit der Landesregierung 
von Niedersachsen (12% Anteil an VW) in Kontakt. Vielleicht 
gelingt es ja aus Regierungskreisen, dem VW- Vorstand klar 
zu machen, dass das bisherige Verhalten ein schlechtes Licht 
auf den Konzern wirft und seinem Ansehen im In- und Aus-
land schadet.

Auch in Brasilien geht das Bestreben nach einer Lösung 
weiter. Staatsanwalt Rafael Gárcia, mit dem wir in Kontakt 
stehen, teilte uns mit, dass der Fall, „da es sich um eine 
schwerwiegende Verletzung der Menschenrechte handelt, 
an die brasilianische Justiz sowie an amerikanische und 
europäische internationale Gerichte weitergeleitet wird“. Er 
verwies darauf, dass VW „für die versklavten und physisch 
und psychisch gequälten Arbeiter auf seiner Farm“ die Ver-
antwortung zu übernehmen habe und VW damals mit umge-
rechnet 130 Mio Euro vom brasilianischen Staat die Fazenda 
mitfinanziert habe.

Das schäbige Verhalten des VW-Konzerns lässt befürchten, 
dass jetzt eine jahrelange juristische Auseinandersetzung be-
ginnt. VW gibt lieber Geld für seine Rechtsanwälte aus, statt 
den noch lebenden Arbeitern eine Entschädigung zukommen 
zu lassen. Die Wahrscheinlichkeit steigt, dass bis zum Ende 
der Auseinandersetzung niemand mehr am Leben ist - eine 
perfide Strategie.

In Brasilien ist die Frage der Versklavung von Menschen nach 
der Pandemie des mit mehr als 700.000 Todesopfern immer 
noch aktuell. Es handelte sich zwar um eine gesundheitliche 
Pandemie, aber davor und währenddessen gab es eine andere 
Pandemie, eine politische Pandemie, die darauf abzielte, die 
Rechte, auch die in der Arbeitswelt, negativ zu beeinträchtigen. 
Die Zahl der Fälle, bei denen man von sklavenähnlichen Arbeits-
verhältnissen reden kann, ist hoch und könnte noch steigen.  
Niemand weiß genau, wie viele Menschen in Brasilien oder 
in der Welt versklavt sind, jedoch gibt es Schätzungen. Laut 
dem Global Slavery Index 2023, der am 24. Mai dieses Jah-
res von der Menschenrechtsorganisation Walk Free in London 
veröffentlicht wurde, gibt es in Brasilien schätzungsweise 1,5 
Millionen Menschen, die sich in einer Sklaverei ähnlichen Situ-
ation befinden. Das entspricht einem Brasilianer pro tausend 
Einwohnern, so der Journalist Leonardo Sakamoto, der sich 
einen Namen als Verteidiger der Menschenrechte gemacht hat. 
Die Internationale Arbeitsorganisation schätzt in Zusammen-
arbeit mit Walk Free und der Internationalen Organisation für 
Migration, dass im Jahr 2021 weltweit 50 Millionen Menschen 

Weiterhin Sklavenarbeit in Brasilien
Ricardo Rezende Figueira, Rio de Janeiro 
Übersetzung: Günther Schulz
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Litho- & Druck GmbH

Habsburgerstraße 9
79104 Freiburg
Telefon 0761-51 45 70
www.sawdruck.de

Sie haben ein fertiges Produkt im Kopf – wir 
realisieren es preisgünstig. Ihnen fehlt noch die 
zündende Idee – wir haben das Netzwerk, um sie 
Ihnen im Rahmen eines Komplettangebots zu liefern.
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